
Trotz deutlicher Kritik auch 
aus dem westlichen Aus-
land bereitet die israeli-

sche Armee eine neue Offensi-
ve auf die Stadt Rafah im Sü-
den des Gazastreifens vor. Der 
Generalstab der israelischen 
Streitkräfte bewilligte die von 
Kriegsminister Yoav Gallant 
vorgelegten Pläne für den An-
griff. Die USA fordern zum wie-
derholten Mal, die Sicherheit 
der dort lebenden Bevölkerung 
zu gewährleisten – Israel hat 
offenbar einen Plan für deren 
Evakuierung vorgelegt. 

Die USA-Administration hat 
zwar die Pläne für einen Angriff 
auf Rafah zurückgewiesen, hat 
allerdings die Lieferung von 
Waffen und Munition an Israel 
nicht eingestellt. Auch 
Deutschland liefert weiter Waf-
fen an Israel. Das berichtet das 
»Wall Street Journal« (WSJ), 
das gewöhnlich über beste 
Kontakte zu israelischen Mili-
tär- und Geheimdienstkreisen 
verfügt. Unter Verweis auf nicht 
genannte israelische und 
ägyptische Beamte schreibt 
das Blatt, daß der Angriff auf 
Rafah mit einer mehrwöchigen 
Evakuierung der Zivilisten be-
ginnen soll. Dabei sollen die 
USA, Ägypten und »andere 
arabische Länder« beteiligt 
werden. Die Zivilisten sollen in 
bereits zerstörte Gebiete des 
Gazastreifens zurückgeführt 
werden, wo Israel Zelte aufstel-
len und die Menschen während 
des Angriffs angeblich mit Es-
sen und medizinisch versorgen 
will. Dann solle der Angriff auf 
die sich vermeintlich in Rafah 
befindlichen Hamasführer be-
ginnen, der etwa sechs Wo-
chen dauern soll. Die Hamas 
habe dort noch vier Bataillone 
stationiert, heißt es im »Wall 
Street Journal«.  

Desinformation ist Teil jeder 
Kriegsführung, insofern ist un-
klar, welchen Wahrheitsgehalt 
der veröffentlichte »WSJ«-Be-
richt tatsächlich hat. Seit Be-
ginn des Krieges hat Israel 
über verschiedene Medien im-
mer wieder gezielt Berichte 
über Pläne und das Vorgehen 
der israelischen Streitkräfte ei-
nerseits und der palästinensi-

schen Seite andererseits veröf-
fentlicht, die keiner Überprü-
fung standhalten. 

Vorwürfe ohne 
Beweise gegen die 

UNRWA 
Dazu gehören auch die 

massiven politischen und mili-
tärischen Angriffe Israels ge-
gen die UNO-Hilfsagentur für 
palästinensische Flüchtlinge, 
UNRWA. Die 1949 von der 
UNO-Generalversammlung 
per Resolution gegründete Or-
ganisation versorgt palästinen-
sische Flüchtlinge aus der Ver-
treibung 1947/48 (»Nakba«) 
und aus den Kriegen 1967 und 
1973 in Ostjerusalem, Westjor-
danland, Gaza, Jordanien, Sy-
rien und Libanon. UNRWA hat 
mehr als 30.000 Mitarbeiter 
und gilt als das Rückgrat für die 
Versorgung der Palästinenser. 
UNRWA erkennt Millionen ver-
triebener Palästinenser an, die 
gemäß der UNO-Resolution 
194 das Recht auf Rückkehr in 
ihre Heimat haben. 

Im Januar hatte Israel die 
Organisation beschuldigt, daß 
eine Reihe ihrer Mitarbeiter an 
dem Angriff am 7. Oktober 
2023 auf israelische Orte in der 
östlichen Nachbarschaft des 
Gazastreifens beteiligt gewe-
sen sein sollten. 18 Geberlän-
der der UNRWA stellten da-
raufhin ihre Zahlungen an die 
Organisation ein. UNO-Gene-
ralsekretär Antonio Guterres 
setzte Anfang Februar eine un-
abhängige Untersuchungs-
kommission unter der Leitung 
der früheren französischen Au-
ßenministerin Catherine Colon-
na ein. Unter Mitarbeit unab-
hängiger Institute aus Schwe-
den, Norwegen und Dänemark 
bescheinigte die Kommission 
jetzt der UNRWA, alle vorge-
schriebenen Kontrollmaßnah-
men zur Wahrung der Neutrali-
tät eingehalten zu haben. Israel 
habe keine glaubwürdigen Be-
weise für seine Beschuldigung 
vorgelegt, wonach zwölf 
UNRWA-Mitarbeiter als Kämp-
fer von Hamas oder dem Isla-
mischen Jihad agiert hätten. Is-

raelische Behörden hätten auf 
Briefe der UNRWA von März 
und April nicht reagiert, in de-
nen die Organisation darum 
gebeten hatte, ihr die Namen 
der Beschuldigten zu nennen. 

Der irische Vizepremier und 
Außenminister Michael Martin 
warf Israel vor, UNRWA ab-
sichtlich unterminieren zu wol-
len, »um das Recht der Paläs-
tinenser auf Rückkehr« auszu-
löschen. Irland hat seine Zah-
lungen an die UNRWA erhöht, 
nachdem die größten Geldge-
ber, darunter die USA und 
Deutschland, im Januar ihre 
Zahlungen einstellten. 

Massengräber 
Am 1. April hatten die israe-

lischen Streitkräfte damit be-
gonnen, Teile ihrer Kampftrup-
pen aus verschiedenen Teilen 
des Gaza-Streifens zurückzu-
ziehen. Der »vorübergehende 
Rückzug« war offenbar in Er-
wartung eines iranischen An-
griffs erfolgt, nachdem Israel 
am 1. April das Konsulat der 

iranischen Botschaft in Damas-
kus angegriffen und zerstört 
hatte. Unter den 16 Toten wa-
ren auch hochrangige Generä-
le der Iranischen Revolutions-
garden, die in Syrien stationiert 
waren. 

Seit dem Rückzug der is-
raelischen Truppen haben Zivi-
listen auf der Suche nach ver-
mißten Angehörigen zahlreiche 
Massengräber im Gazastreifen 
gefunden. Allein im Nasser-
Krankenhaus in Chan Junis 
wurden bisher mindestens 310 
Leichen gefunden, teilten die 
palästinensischen Zivilschutz-
kräfte am Dienstag mit.  

Der Sprecher des Zivil-
schutzes in Gaza, Major Mah-
moud Basal, sagte am Sonn-
tag vor Journalisten, viele der 
Toten seien mit Bulldozern von 
der israelischen Armee ver-
scharrt worden, bevor die Sol-
daten das Gebiet Anfang April 
verlassen hätten. Unter den 
gefundenen Opfern seien sehr 
viele Frauen und Kinder. 

Aus den Gebieten, die von 
den israelischen Streitkräften 

besetzt worden waren, werden 
mehr als 2.000 Vermißte ge-
meldet. Unklar ist, ob diese 
Menschen von der israelischen 
Armee festgenommen und ver-
schleppt oder ob sie getötet 
wurden. Massengräber wurden 
auch beim Al-Shifa-Kranken-
haus in Gaza Stadt und im Ka-
mal.Adwan-Krankenhaus in 
Nord Gaza gefunden.  

Zerstörung der  
medizinischen 

Versorgung 
Nebal Farsakh, Sprecherin 

der palästinensischen Roten 
H a l b m o n d g e s e l l s c h a f t 
(PRCS), erklärte vor Journalis-
ten, man könne keine genauen 
Angaben zu der Zahl der Toten 
machen, die in Massengräbern 
der verschiedenen Kranken-
häuser gefunden worden sei-
en. Allerdings seien die Berich-
te über verscharrte Leichen 
von Patienten und Vertriebe-
nen unweit des Kamal-Adwan-
Krankenhauses schrecklich, 
die man nach dem Abzug der 
israelischen Truppen gefunden 
habe. Die Sprecherin verwies 
auf die systematische Zerstö-
rung von medizinischen Ein-
richtungen, Krankenhäusern 
und Angriffen auf medizini-
sches Personal. Allein die Rote 
Halbmondgesellschaft habe 23 
Ambulanzfahrzeuge durch is-
raelische Angriffe verloren. Ne-
bal Farsakh kritisierte, daß die 
Verbrechen gegen das palästi-
nensische Gesundheitswesen 
international weitgehend 
schweigend übergangen wür-
den. 

Nach Angaben des Ge-
sundheitsministeriums in Gaza 
vom Dienstag ist die Zahl der 
getöteten Palästinenser seit 
dem 7. Oktober 2023 auf 
34.183 gestiegen. Unter den 
Toten sind mehr als 14.500 
Kinder und 9.500 Frauen. 
77.143 Menschen wurden ver-
letzt. Die Zahl der Toten ist ver-
mutlich um Tausende weitere 
Männer, Frauen und Kinder hö-
her, die unter den Trümmern 
der von Israel zerbombten 
Häuser vermißt werden. 

Karin Leukefeld

Nächstes Ziel: Rafah 
Israelische Armee bereitet neue Offensive im Süden des Gazastreifens vor

Als Betroffener vor Ort 
möchte ich festhalten: Tat-
sächlich hungern immer noch 
viele Menschen im Norden 
des Gazastreifens, obwohl 
sich die Lage etwas ent-
spannt hat, weil nach erhebli-
chem Druck auf die israeli-
sche Regierung durch USA 
und Europa mehr Hilfsgüter 
durchgelassen wurden. Ge-
nug Hilfsgüter sind es bei wei-
tem nicht. (…) Das ist zwar ei-
ne deutliche Verbesserung, 
aber den meisten Menschen 
fehlt es an Geld. Wo soll es 
herkommen? Die Banken sind 
seit Oktober im letzten Jahr 
geschlossen. Die Verwaltung 
funktioniert nur notdürftig - 
wenn überhaupt. Es gibt 
kaum Handel und kaum be-
zahlte Arbeit. Sanitäter, Ärzte, 
Journalisten und so viele an-
dere können für ihre Arbeit 
gar nicht oder nur sehr gering 
bezahlt werden. 

Es wird oft vergessen, daß 
es in Gaza eine Verwaltung 
mit Behörden usw. gab. Si-
cher nicht perfekt, aber es 
gab das alles. Es gab ein Ab-
wassersystem und die Müll-
abfuhr. Es gab ein Gesund-
heitssystem mit Arztpraxen 

und vor allem gab es Kran-
kenhäuser. 32 Krankenhäuser 
und 53 Gesundheitseinrich-
tungen wurden seit Oktober 
zerstört. Nahezu 80.000 Ver-
letzte können gegenwärtig 
kaum oder gar nicht behan-
delt werden. Es fehlen Medi-
kamente, sogar für die aller-
nötigsten für chronische 
Krankheiten wie Bluthoch-
druck oder schwere Erkran-
kungen wie Krebs. In der 
furchtbaren Lebenssituation 
verbreiten sich ansteckende 
Krankheiten, die nicht behan-
delt werden können. 

Es gab ein Bildungssy -
stem, das international ge-
schätzt wurde. Jetzt gibt es 
fast kein einziges Schulge-
bäude und keine Universität 
mehr. Seit Oktober gibt es kei-
nen Unterricht. Was das für 
die Zukunft einer Gesellschaft 
bedeutet, kann man sich 
kaum ausmalen. 

Das gesamte Wirtschafts-
system, das es in Gaza gab, 
ist zu 100% zerstört. Familien-
unternehmen, Handel oder 
Landwirtschaft gibt es nicht 
mehr. Kleine und größere 
Produktionsstätten sind dem 
Erdboden gleichgemacht wor-

den. Ja, der Nachbar (ge-
meint ist Israel, kl) hat es ge-
schafft, uns die gesamte Le-
bensgrundlage zu nehmen. 
Und wenn Bilder von Men-

schen, die versuchen sich im 
total verschmutzen Meerwas-
ser abzukühlen oder zu wa-
schen, zeigen sollen, wie gut 
es uns angeblich in Gaza 

geht, dann weiß ich nicht, ob 
ich lachen oder weinen soll. 

Alle Menschen, die versu-
chen in Zelten zu überleben, 
haben weder menschenwür-

dige hygienische Bedingun-
gen, noch sauberes oder gar 
fließendes Wasser. Ihre not-
dürftig aufgebauten Zelten 
stehen nicht für eine Cam-
pingtour, nicht für Urlaub und 
Freizeit, (….) sondern für den 
Verlust eines menschenwürdi-
gen Lebens, für die absichtli-
che Zerstörung einer ganzen 
Gesellschaft. 

Nur ein sofortiger dauer-
hafter Waffenstillstand kann 
das Leid der Menschen in Ga-
za, kann das Leid der Palästi-
nenser beenden und kann die 
so oft betonte Zwei-Staaten-
Lösung Wirklichkeit werden 
lassen. Das Töten und die 
Zerstörung müssen ein Ende 
haben! 

Zum Schluß: Warum kön-
nen und dürfen ausländische 
Journalisten und UNO-Beam-
te und andere Interessierte 
nicht in den Gazastreifen ein-
reisen, um sich selbst ein un-
abhängiges Bild zu machen? 
Gibt es etwas zu verbergen? 
Darf die Weltgemeinschaft 
sich nicht selbst ein Urteil bil-
den? Wovor hat Israel Angst? 
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Demütigung: Verzweifelte Palästinenser stehen am Dienstag inmitten einer Trümmerwüste und 
warten auf Hilfspakete, die mit Fallschirmen abgeworfen werden sollen.             (Photo by AFP)

Nachdem die meisten Ortschaften bereits in Schutt und Asche gebombt wurden, setzte die israelische Armee ihre Angriffe am 
Dienstag auf die Stadt Nuseirat im zentralen Gazastreifen fort.                                                                        (Photo by AFP)


